
auf 676 MDN beläuft, also 2000 MDN nicht übersteigt. 
Entstehen jedoch für verbundene Ansprüche Gebühren, 
sei es, daß im Verfahren erster Instanz ihr Wert mehr 
als 2000 MDN beträgt, sei es, daß im Rechtsmittel­
verfahren über sie allein zu befinden ist (§ 43 Abs. 4 
FVerfO), so können der Ausgang dieser Verfahren und 
die hierzu in der Entscheidung enthaltenen Feststel­
lungen nicht in jedem Falle außer Betracht bleiben. 
Sie werden vor allem dann bei der Kostenverteilung 
mit zu berücksichtigen sein, wenn z. B. eine Partei 
auch nach Belehrung durch das Gericht wenig aus­
sichtsreich oder unbegründet hohe Vermögensausein- 
andersetzungsanträge gestellt hat oder leichtfertige, 
nicht beweisbare Behauptungen vorgebracht wurden. 
Aber auch andere Umstände können je nach Lage des 
Einzelfalls die Kostenentscheidung mehr oder weniger 
beeinflussen.
Andererseits darf, worauf bereits hingewiesen wurde, 
die Berücksichtigung solcher Tatsachen nicht dazu 
führen, auf eine Kostenentscheidung nach zivilrecht­
lichen Gesichtspunkten zuzukommen. Denn auch in 
solchen Fällen sind die Feststellungen zum Scheidungs­
ausspruch und die sonstigen, insbesondere die wirt­
schaftlichen Verhältnisse der Parteien zu beachten. 
Das gilt auch dann, wenn in zweiter Instanz nur über 
verbundene Ansprüche eine Sachentscheidung getrof­
fen worden ist.
§ 54 Abs. 2 FGB; § 27 Abs. 1 FVerfO.
Wird durch ein serologisches Gutachten festgestellt, 
daß von zwei in Anspruch genommenen Verklagten 
nur die Vaterschaft des einen unwahrscheinlich ist, so 
reicht das zur Verurteilung des anderen aus.
BG Dresden, Urt. vom 23. Juni 1966 — 2 BF 130/65.
Die Klägerin ist die Mutter des am 30. Juli 1961 außer­
halb der Ehe geborenen Kindes Michael F. Eine Klage 
gegen den Verklagten M. auf Gewährung von Unter­
halt für das Kind ist mlit Urteil vom 8. April 1965 ab­
gewiesen worden.
Die Klagabweisung hat das Kreisgericht im wesent­
lichen wie folgt begründet:
Die Klägerin habe während der gesetzlichen Emp- 
fängniszeit außer mit dem Verklagten auch mit dem 
Zeugen H. Geschlechtsverkehr gehabt. Aus einem in 
einem vorangegangenen, jedoch durch Klagrücknahme 
nicht entschiedenen Verfahren eingeholten Blut­
gruppengutachten ergebe sich, daß weder der Ver­
klagte noch der Zeuge H. als Erzeuger des Kindes aus­
geschlossen werden könnten. Aus diesem Grunde und 
weil auch andere Umstände nicht vorhanden seien, die 
in Verbindung mit einem erbbiologischen Gutachten 
zu einem Ausschluß eines der beiden Männer führen 
könnten, sei die Klage abzuweisen.
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung ein­
gelegt.
Der Senat hat zur Frage der Voraussetzungen für die 
Bei Ziehung eines erweiterten Vaterschaftsgutachtens 
zwei Stellungnahmen eingeholt. Über die Behauptung 
der Klägerin, daß der Verkehr mit dem Zeugen H. 
nicht zur Empfängnis geführt habe, wurde zu den bis­
herigen Gutachten ein Zusatzgutachten unter Einbe­
ziehung der Serummerkmale Gm x + f, Lp und Ag 
eingeholt.
Mit Beschluß vom 19. April 1966 wurde der Zeuge H. 
in das Verfahren ednbezogen, der dadurch die Stellung 
eines weiteren Verklagten erlangte.
Die Klägerin hat daraufhin beantragt, 
das Urteil des Kreisgerichts aufzuheben; 
festzustellen, daß der Verklagte H. der Vater des Kin­
des Michael F. ist;
den Verklagten H. ab Geburt dieses Kindes zur Unter­
haltszahlung zu verurteilen.
Der Verklagte H. hat beantragt, die Klage kosten­
pflichtig abzuweisen. Zur Begründung hat er ausge­
führt: Das Zusatzgutachten vom 4. März 1966 spreche

nur von einer „Unwahrscheinlichkeit“ hinsichtlich der 
Vaterschaft des Verklagten M., was zu dessen Aus­
schluß als Erzeuger des Kindes nicht ausreiche. Um 
den tatsächlichen Erzeuger feststellen zu können, sei 
deshalb die Nachprüfung dieses Gutachtens und die 
Einholung eines erbbiologischen Gutachtens erforder­
lich.

Aus den G r ü n d e n :
Auf Grund des vom Senat eingeholten Blutgruppen­
zusatzgutachtens war die Sache zur Entscheidung reif, 
so daß sich eine Zurückverweisung an das Kreisgericht 
erübrigte.
Nach § 2 EGFGB waren für die im vorliegenden Ver­
fahren zu entscheidenden farmlienrechtlichen Verhält­
nisse die Bestimmungen des FGB und der FVerfO an­
zuwenden. Nach § 56 Abs. 1 FGB konnte die Mutter 
des minderjährigen Kindes in das Verfahren als 
Klägerin eintreten. Auch die Erweiterung des Klag­
antrags auf Feststellung der Vaterschaft ist aus § 27 
Abs. 1 FVerfO begründet.
Die Überprüfung der angefochtenen Entscheidung 
mußte zur Aufhebung des kreisgerichtlichen Urteils 
und zur anderweiten Entscheidung führen.
Nach § 54 Abs. 2 FGB kann als Vater festgestellt wer­
den, wer mit der Mutter innerhalb der gesetzlichen 
Empfängniszeit geschlechtlich verkehrt hat. Das gilt 
jedoch nicht, wenn der Verkehr nicht zur Empfängnis 
geführt haben kann oder die Vaterschaft eines an­
deren Mannes wahrscheinlicher ist.
Unstreitig haben die Verklagten M. und H. innerhalb 
der gesetzlichen Empfängniszeit des Kindes mit der 
Klägerin Geschlechtsverkehr ausgeübt, und zwar der 
Verklagte M. am 29. Oktober 1960 und der Verklagte H. 
am 25. Oktober 1960 und am 9. November 1960.
Sowohl das im vorangegangenen Verfahren erstattete 
Blutgruppengutachten vom 5. November 1962 wie auch 
das auf diesem und auf einem weiteren, auf Betrei­
ben der Klägerin nach dem Gc-System ausgearbeiteten 
Gutachten aufbauende Zusatzgutachten vom 4. März 
1966 haben keinen der Verklagten als Erzeuger ausge­
schlossen. Während jedoch das am 5. November 1962 
erstattete Gutachten auf Grund der ihm zugrunde lie­
genden Systeme lediglich zu dem Schluß kam, daß eine 
Abstammung des Kindes aus einer Beiwohnung mit 
der Kindesmutter bei beiden jetzigen Verklagten nicht 
offenbar unmöglich sei, ist nach dem Zusatzgutachten 
vom 4. März 1966 eine Vaterschaft des Verklagten M. 
zu dem Kinde unwahrscheinlich.
Zu diesem Ergebnis ist der Gutachter unter Berück­
sichtigung des Ag-Systems gelangt, weil das zwar beim 
Kind, aber nicht bei der Mutter vorhandene Merkmal 
Ag vom Erzeuger vererbt worden sein muß, dem Ver­
klagten M. dieses Merkmal jedoch fehlt.
Da nach diesem Gutachten für den Verklagten H. die 
Voraussetzungen für den Ausschluß von der Vater­
schaft nicht zutreffen und er demzufolge — wie auch 
im Gutachten aiusgeführt wird — der Erzeuger des 
Kindes sein kann, ist die Vaterschaft des Verklagten H. 
wahrscheinlicher als die des Verklagten M. Das reicht 
nach § 54 Abs. 2 letzter Halbsatz FGB aus, um den 
Verklagten H. als Vater des Kindes festzustellen. Das 
Verfahren gegen den Verklagten M. war gemäß § 29 
Abs. 3 FVerfO einzustellen.
Dem Antrag des Verklagten H. auf Nachprüfung des 
Blutgruppengutachtens und auf Beiziehung eines erb­
biologischen Gutachtens war nicht zu folgen, da die 
beantragten Gutachten ein anderes Ergebnis nicht 
herbeiführen können. Sie könnten allenfalls zum Aus­
schluß des Verklagten M. als Vater des Kindes führen, 
jedoch keinesfalls den Wahrscheinlichkeitsgrad der 
Vaterschaft des Verklagten H. umkehren.
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